
zialistischen Sowjetrepubliken, der an die Ostsee grenzt, von einem Punkt 
an der östlichen Küste der Danziger Bucht in östlicher Richtung nördlich 
von Braunsberg—Goldap und von da zu dem Schnittpunkt der Grenzen 
Litauens, der Polnischen Republik und Ostpreußens verlaufen soll.

Die Konferenz hat grundsätylich dem Vorschlag der Sowjetregierung 
hinsichtlich der endgültigen Übergabe der Stadt Königsberg und des an­
liegenden Gebietes an die Sowjetunion gemäß der obigen Beschreibung 
zugestimmt, wobei der genaue Grenzverlauf einer sachverständigen Prü­
fung zu unterwerfen ist.

Der Präsident der USA und der britische Premierminister haben 
erklärt, daß sie den Vorschlag der Konferenz bei der bevorstehenden 
Friedensregelung unterstütjen werden.

VIII.
Österreich

Die Konferenz hat einen Vorschlag der Sowjetregierung über die Aus­
dehnung der Autorität der österreichischen provisorischen Regierung auf 
ganz Österreich geprüft.

Die drei Regierungen stimmten darin überein, daß sie bereit seien, 
diese Frage nach dem Einzug der britischen und amerikanischen Streit­
kräfte in die Stadt Wien zu prüfen.

IX.
Polen

Die Konferenz hat die Fragen, die sich auf die Polnische Provisorische 
Regierung der Nationalen Einheit und auf die Westgrenze Polens beziehen, 
der Betrachtung unterzogen.

Hinsichtlich der Polnischen Provisorischen Regierung der Nationalen 
Einheit definierten sie ihre Haltung in der folgenden Feststellung: 
a) Wir haben mit Genugtuung von dem zwischen den Vertretern der aus 

Polen selbst und aus dem Auslande erzielten Abkommen Kenntnis 
genommen, durch das die in Übereinstimmung mit den Beschlüssen 
der Krim-Konferenz erfolgte Bildung einer Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit möglich geworden ist, die von den 
drei Mächten anerkannt worden ist. Die Herstellung diplomatischer 
Beziehungen mit der Polnischen Provisorischen Regierung durch die 
britische Regierung und die Regierung der Vereinigten Staaten hatte 
die Zurückziehung ihrer Anerkennung der früheren polnischen Regie­
rung in London zur Folge, die nicht mehr besteht.

Die Regierungen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens 
haben Maßnahmen zum Schule der Interessen der Polnischen Provi­
sorischen Regierung der Nationalen Einheit als der anerkannten Re­
gierung des polnischen Staates hinsichtlich des Eigentums getroffen.
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